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526. Bundesgesetz : Strafprozeßänderungsgesetz 1993
(NR: GP XVIII RV 924 AB 1157 S. 129. BR: 4621 AB 4594 S. 573.)

527. Bundesgesetz: Strafgesetznovelle 1993
(NR: GP XVIII RV 874 AB 1160 S. 129. BR: AB 4595 S. 573.)
[EWR/Anh. IX: 391 L 0308]

528. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über vorübergehende Maßnahmen für die Anhaltung in
Untersuchungshaft und im Strafvollzug
(NR: GP XVIII RV 1098 AB 1159 S. 129. BR: AB 4596 S. 573.)

526. Bundesgesetz, mit dem die Strafprozeß-
ordnung, das Jugendgerichtsgesetz und das
Finanzstrafgesetz geändert werden (Strafpro-

zeßänderungsgesetz 1993)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderungen der Strafprozeßordnung

Die Strafprozeßordnung 1975, BGBl. Nr. 631,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 474/1990, wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Folgender neuer Abs. 4 wird eingefügt:

„(4) Die Frist ist auch gewahrt, wenn ein
Rechtsmittel, ein Rechtsbehelf oder eine andere
fristgebundene Eingabe rechtzeitig bei dem Gericht
eingebracht wird, das darüber zu entscheiden hat."

b) Der bisherige Abs. 4 erhält die Absatzbezeich-
nung „(5)".

1 a. Im § 8 Abs. 3 hat der erste Satz zu lauten:

„Soweit sich die Zuständigkeit der Strafgerichte
nach den folgenden Bestimmungen nach der Höhe
der angedrohten Freiheitsstrafe richtet, ist auch die
Zulässigkeit einer Überschreitung der Obergrenze
nach den §§ 39 und 313 StGB zu berücksichtigen."

1 b. Im § 9 Abs. 1 hat die Z 1 zu lauten:

„1. das Strafverfahren wegen aller Vergehen, für
die nur Geldstrafe oder eine Freiheitsstrafe
angedroht ist, deren Höchstmaß ein Jahr nicht
übersteigt, mit Ausnahme der Vergehen der
Nötigung (§ 105 StGB), der gefährlichen

Drohung (§ 107 StGB), der fahrlässigen
Beeinträchtigung der Umwelt (§ 181 StGB)
und des umweltgefährdenden Beseitigens von
Abfällen und Betreibens von Anlagen (§ 181 b
StGB) sowie mit Ausnahme der den Geschwo-
renengerichten zur Aburteilung zugewiesenen
Vergehen."

1 c. § 12 hat zu lauten:

„§ 12. Eine Abteilung des Gerichtshofes erster
Instanz entscheidet als Ratskammer über Beschwer-
den gegen Beschlüsse des Untersuchungsrichters,
soweit nicht der Gerichtshof zweiter Instanz
zuständig ist, und in den übrigen vom Gesetz
bezeichneten Fällen; sie faßt ihre Beschlüsse in
Versammlungen von drei Richtern."

2. § 35 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Nimmt der Staatsanwalt bei einem Rechts-
mittelgericht zu einer Nichtigkeitsbeschwerde, einer
Berufung oder einer Beschwerde Stellung, so hat
das Rechtsmittelgericht dem Beschuldigten (Ange-
klagten, Betroffenen) diese Stellungnahme mit dem
Bedeuten mitzuteilen, daß er sich binnen einer
festzusetzenden angemessenen Frist hiezu äußern
könne. Diese Mitteilung kann unterbleiben, wenn
der Staatsanwalt sich darauf beschränkt, dem
Rechtsmittelbegehren ohne weitere Ausführungen
entgegenzutreten, er bloß zugunsten des Beschul-
digten Stellung nimmt, oder wenn dem Rechtsmittel
des Beschuldigten Folge gegeben wird."

3. Dem § 38 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Der einer strafbaren Handlung Verdächtige
ist zu verständigen, sobald gerichtliche Vorerhebun-
gen gegen ihn geführt werden oder die Voruntersu-
chung eingeleitet wird. Die Verständigung hat den
Gegenstand der Anschuldigung und eine Belehrung
über die wesentlichen Rechte im Verfahren zu
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enthalten. Sie kann aufgeschoben werden, solange
durch sie der Zweck der Untersuchung gefährdet
wäre."

4. Nach dem § 38 wird folgender § 38 a
eingefügt:

„§ 38 a. Ist ein Beschuldigter der Gerichtssprache
nicht hinreichend kundig, so ist ihm, nötigenfalls
durch die Beistellung eines Dolmetschers, Überset-
zungshilfe zu leisten, soweit dies im Interesse der
Rechtspflege, vor allem zur Wahrung seiner
Verteidigungsrechte, erforderlich ist. Dies gilt
insbesondere für Verhandlungen sowie dann, wenn
der Beschuldigte für die Einsicht in die Akten oder
anläßlich der Bekanntgabe einer gerichtlichen
Verfügung oder eines Antrages des Anklägers
Übersetzungshilfe verlangt."

5. Dem § 39 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Über dieses Recht ist er spätestens bei der ersten
gerichtlichen Vernehmung zu belehren."

6. § 41 hat zu lauten:

„§41. (1) In folgenden Fällen bedarf der
Beschuldigte (Angeklagte, Betroffene) eines Vertei-
digers (notwendige Verteidigung) :

1. in der Hauptverhandlung vor dem Geschwo-
renen- oder dem Schöffengericht,

2. in der Hauptverhandlung vor dem Einzelrich-
ter, wenn für die Tat, außer in den Fällen der
§§ 129 Z 1 bis 3 und 164 Abs. 3 StGB, eine drei
Jahre übersteigende Freiheitsstrafe angedroht
ist,

3. wenn und solange sich der Beschuldigte in
Untersuchungshaft befindet,

4. zur Ausführung einer Nichtigkeitsbeschwerde
und für den Gerichtstag zur öffentlichen
Verhandlung über eine solche oder über eine
Berufung gegen ein Urteil des Geschworenen-
oder Schöffengerichts (§§ 285 a Z 3, 286
Abs. 4, 294 Abs. 5, 344, 348),

5. für die Voruntersuchung und die Hauptver-
handlung im Fall der Anordnung der Unter-
bringung in einer Anstalt für geistig abnorme
Rechtsbrecher nach § 21 StGB (§§ 429 Abs. 2,
430 Abs. 3, 436, 439 Abs. 1),

6. für die Hauptverhandlung im Fall der
Anordnung der Unterbringung in einer der in
den §§ 22 und 23 StGB genannten Anstalten
(§439 Abs. 1).

(2) Ist der Beschuldigte (Angeklagte, Betroffene)
außerstande, ohne Beeinträchtigung des für ihn und
seine Familie, für deren Unterhalt er zu sorgen hat,
zu einer einfachen Lebensführung notwendigen
Unterhaltes die Kosten der Verteidigung zu tragen,
so hat das Gericht auf Antrag des Beschuldigten zu
beschließen, daß diesem ein Verteidiger beigegeben
wird, dessen Kosten der Beschuldigte nicht zu
tragen hat, wenn und soweit dies im Interesse der

Rechtspflege, vor allem im Interesse einer zweck-
entsprechenden Verteidigung, erforderlich ist (Ver-
fahrenshilfeverteidiger). Die Beigebung eines Ver-
teidigers ist in diesem Sinn jedenfalls erforderlich:

1. in den Fällen des Abs. 1,
2. bei schwieriger Sach- oder Rechtslage,
3. zur Erhebung des Einspruchs gegen die

Anklageschrift,
4. zur Ausführung angemeldeter Rechtsmittel,
5. für den Gerichtstag zur öffentlichen Verhand-

lung über ein Rechtsmittel,
6. wenn der Beschuldigte blind, gehörlos, stumm,

auf andere Weise behindert oder der Gerichts-
sprache nicht hinreichend kundig und deshalb
nicht in der Lage ist, sich selbst zweckentspre-
chend zu verteidigen.

(3) In den Fällen des Abs. 1 sind der Beschuldigte
(Angeklagte, Betroffene) und sein gesetzlicher
Vertreter aufzufordern, einen Verteidiger zu
wählen oder die Beigebung eines Verfahrenshilfe-
verteidigers nach Abs. 2 zu beantragen. Wählt
weder der Beschuldigte noch sein gesetzlicher
Vertreter für ihn einen Verteidiger, so ist ihm von
Amts wegen ein Verteidiger beizugeben, dessen
Kosten er zu tragen hat (Amtsverteidiger).

(4) In den Fällen des Abs. 1 ist dem Beschuldig-
ten, sofern weder er noch sein gesetzlicher Vertreter
einen Verteidiger wählt oder die Beigabe eines
Verfahrenshilfeverteidigers nach Abs. 2 beantragt,
auch ohne einen solchen Antrag ein Verfahrenshil-
feverteidiger beizugeben, wenn die sonstigen
Voraussetzungen des Abs. 2 vorliegen.

(5) Die Bestellung eines Verfahrenshilfeverteidi-
gers gilt, wenn nicht aus besonderen Gründen etwas
anderes angeordnet wird, für das gesamte weitere
Verfahren bis zu dessen rechtskräftigem Abschluß
sowie für ein allfälliges Verfahren auf Grund einer
zur Wahrung des Gesetzes ergriffenen Nichtigkeits-
beschwerde.

(6) Die Bestellung eines Verfahrenshilfe- oder
Amtsverteidigers erlischt mit dem Einschreiten eines
gewählten Verteidigers (§ 44 Abs. 1).

(7) Gegen die Abweisung eines Antrags nach
Abs. 2 und gegen die Bestellung eines Verteidigers
nach Abs. 3 ist die binnen vierzehn Tagen
einzubringende Beschwerde zulässig."

7. § 42 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Dabei hat der Ausschuß Wünschen des Beschul-
digten (Angeklagten) zur Auswahl der Person dieses
Verteidigers im Einvernehmen mit dem namhaft
gemachten Rechtsanwalt nach Möglichkeit zu
entsprechen."

b) Nach dem Abs. 1 werden folgende neue Abs. 2
und 3 eingefügt:

„(2) Wird über einen Beschuldigten, der noch
nicht durch einen Verteidiger vertreten ist, die
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Untersuchungshaft verhängt und ist im Hinblick auf
§ 181 Abs. 2 Z 1 eine Haftverhandlung durchzufüh-
ren, so ist dem Beschuldigten sogleich ein
Pflichtverteidiger beizugeben. Dieser ist vom
Ausschuß der zuständigen Rechtsanwaltskammer
zu bestellen, und zwar nach Möglichkeit aus einer
Liste von Rechtsanwälten, die sich zur Übernahme
solcher Verteidigungen bereiterklärt haben.

(3) Solange sich der Beschuldigte in Haft
befindet, hat ihn der Pflichtverteidiger, insbeson-
dere bei der erwähnten Haftverhandlung und bei
der Ausführung einer allfälligen Beschwerde gegen
einen dort ergangenen Beschluß, zu vertreten.
Danach hat ohne Verzug der nach § 41 Abs. 2 oder
3 bestellte Verteidiger einzuschreiten; bis dahin
bleibt die Bestellung des Pflichtverteidigers auf-
recht. Mit dem Einschreiten eines gewählten
Verteidigers erlischt die Bestellung des Pflichtvertei-
digers jedenfalls."

c) Der bisherige Abs. 2 erhält die Absatzbezeich-
nung „(4)".

7 a. Im § 45 Abs. 2 werden im dritten Satz die
Worte „die Untersuchung erschwert werden
könnte" durch die Worte „der Zweck der
Untersuchung gefährdet wäre" ersetzt.

7 b. Nach dem § 45 wird folgender neuer § 45 a
eingefügt:

„§ 45 a. Wird der Beschuldigte in Haft genom-
men, so sind dem Staatsanwalt und dem Verteidiger
bis zur ersten Haftverhandlung — sofern die
Hauptverhandlung früher stattfindet, bis zu dieser
— unverzüglich Abschriften (Ablichtungen) aller
Aktenstücke, die für die Beurteilung des Tatver-
dachts oder der Haftgründe von Bedeutung sein
können, von Amts wegen unentgeltlich zuzustellen.
Der Staatsanwalt und der Verteidiger können
beantragen, daß ihnen solche Abschriften auch in
weiterer Folge übermittelt werden. § 45 Abs. 2 bleibt
unberührt."

7 c. Der bisherige § 45 a erhält die Bezeichnung
„§ 45 b".

8. Dem § 46 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

„In diesen Fällen ist das Verfahren durch Beschluß
einzustellen, gegen den die binnen vierzehn Tagen
einzubringende Beschwerde an den übergeordneten
Gerichtshof zulässig ist."

8 a. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 2 entfällt die Z 4.

b) Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) In den Fällen des § 48 Z 2 und 3 darf die
Entlassung des verhafteten Beschuldigten (Ange-
klagten) wegen der dem Privatbeteiligten zustehen-
den Rechte nicht aufgehalten werden."

8 b. Dem § 56 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Gleiches gilt, wenn strafbare Handlungen mehre-
rer Personen sonst in einem engen sachlichen
Zusammenhang stehen."

8 c. Dem § 68 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Von der Entscheidung über einen Antrag auf
Wiederaufnahme (§ 357) sowie von der Mitwirkung
und Entscheidung in einer neuen Hauptverhand-
lung (§ 359 Abs. 2) ist ausgeschlossen, wer in
derselben Sache als Untersuchungsrichter tätig
gewesen ist oder als Richter an der früheren
Hauptverhandlung teilgenommen hat."

8 d. Nach dem § 82 wird folgender § 82 a
eingefügt:

„§ 82 a. Zum Zweck der nicht personenbezoge-
nen Auswertung für wissenschaftliche Arbeiten oder
vergleichbare, im öffentlichen Interesse liegende
Untersuchungen können das Bundesministerium für
Justiz und die Vorsteher der Gerichte auf Ersuchen
der Leiter anerkannter wissenschaftlicher Einrich-
tungen die Einsicht in strafgerichtliche Akten, die
Herstellung von Abschriften (Ablichtungen) und die
Übermittlung von Daten aus solchen bewilligen."

9. § 84 hat zu lauten:

„§ 84. (1) Wird einer Behörde oder öffentlichen
Dienststelle der Verdacht einer von Amts wegen zu
verfolgenden strafbaren Handlung bekannt, die
ihren gesetzmäßigen Wirkungsbereich betrifft, so ist
sie zur Anzeige an eine Staatsanwaltschaft oder
Sicherheitsbehörde verpflichtet.

(2) Keine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht,
1. wenn die Anzeige eine amtliche Tätigkeit

beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses be-
darf, oder

2. wenn und solange hinreichende Gründe für
die Annahme vorliegen, die Strafbarkeit der
Tat werde binnen kurzem durch schadensbe-
reinigende Maßnahmen entfallen.

(3) Die Anzeigepflicht der Sicherheitsbehörden
bleibt unberührt."

10. § 92 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Über den Antrag auf Einleitung der
Voruntersuchung entscheidet der Untersuchungs-
richter mit Beschluß. Dagegen steht dem Beschul-
digten und dem Ankläger die binnen vierzehn
Tagen einzubringende Beschwerde an den Ge-
richtshof zweiter Instanz zu (§ 114)."

10 a. Dem §93 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Soll eine im Gefangenenhaus eines Gerichtshofes
angehaltene Person vernommen werden, so ist das
Ersuchen an den Untersuchungsrichter dieses
Gerichtshofes zu richten."



3872 192. Stück - Ausgegeben am 30. Juli 1993 — Nr. 526

11. Die §§ 94 und 95 entfallen.

12. entfällt

12 a. § 97 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Ankläger und der Beschuldigte sind
berechtigt, auch wegen der Vornahme einzelner
Untersuchungshandlungen Anträge an den Unter-
suchungsrichter zu stellen."

b) Im Abs. 2 hat im zweiten Satz der Klammer-
ausdruck „(§ 162)" zu entfallen.

12 b. § 109 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Außer diesem Fall kann die Voruntersu-
chung nur durch Beschluß des Untersuchungsrich-
ters oder des Gerichtshofes zweiter Instanz
eingestellt werden. Gegen einen Beschluß des
Untersuchungsrichters, mit dem über die Einstel-
lung der Voruntersuchung entschieden wird, steht
dem Beschuldigten und dem Ankläger die binnen
vierzehn Tagen einzubringende Beschwerde an den
Gerichtshof zweiter Instanz zu. Die Beschwerde des
Anklägers hat aufschiebende Wirkung."

12 c. § 112 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Innerhalb der zur Einbringung der Anklage-
schrift bestimmten Frist kann der Ankläger auch
beim Untersuchungsrichter den Antrag auf Ergän-
zung der Voruntersuchung stellen. Gegen einen
abweisenden Beschluß des Untersuchungsrichters
steht dem Ankläger die binnen vierzehn Tagen
einzubringende Beschwerde an die Ratskammer zu.
Wird die Beschwerde abgewiesen, so beginnt die
Frist zur Einbringung der Anklageschrift mit
Zustellung des Beschlusses der Ratskammer neu zu
laufen."

12 d. § 113 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 werden im ersten Satz nach dem
Wort „darüber" folgende Worte eingefügt:

„ , soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt,".

b) Folgender neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Ist die Beschwerde zwar berechtigt, aber
inzwischen gegenstandslos geworden, so erkennt
die Ratskammer, daß durch den angefochtenen
Beschluß oder Vorgang das Gesetz verletzt oder
unrichtig angewendet worden sei."

c) Der bisherige Abs. 2 erhält die Absatzbezeich-
nung „(3)"; folgender Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Soweit das Gesetz nicht ausdrücklich etwas
anderes bestimmt, ist ein weiterer Rechtszug an den
Gerichtshof zweiter Instanz nicht zulässig."

12 e. § 114 hat zu lauten:

„§ 114. (1) Sieht das Gesetz eine Beschwerde an
den Gerichtshof zweiter Instanz vor, so hat diese,
wenn nichts anderes bestimmt ist (§§ 109 Abs. 2, 193
Abs. 6), keine aufschiebende Wirkung.

(2) Der Gerichtshof zweiter Instanz hat über
Beschwerden ohne Verzug in nichtöffentlicher
Sitzung zu entscheiden. Dabei hat er gegebenenfalls
auch auf Umstände Rücksicht zu nehmen, die nach
dem angefochtenen Beschluß eingetreten oder
bekanntgeworden sind; er kann auch vom Untersu-
chungsrichter Aufklärungen verlangen oder rasch
durchführbare ergänzende Erhebungen anordnen.

(3) Entscheidet der Gerichtshof zweiter Instanz,
daß die Untersuchungshaft aufzuheben sei, und
treffen die dafür maßgebenden Umstände auch bei
einem Mitbeschuldigten zu, der keine Beschwerde
erhoben hat, so hat der Gerichtshof zweiter Instanz
so vorzugehen, als ob eine solche Beschwerde
vorläge.

(4) Im übrigen kann der Gerichtshof zweiter
Instanz bei der Entscheidung über Beschwerden
niemals zum Nachteil des Beschuldigten Verfügun-
gen und Beschlüsse ändern, gegen die nicht
Beschwerde geführt wird; er hat aber die Beseiti-
gung wahrgenommener Gebrechen des Verfahrens
auch dann anzuordnen, wenn eine Beschwerde
gegen diese nicht ergriffen werden konnte oder
nicht ergriffen worden ist."

12 f. § 115 hat zu lauten:

„§ 115. Wird der Akt wegen der Erhebung eines
Rechtsmittels vorgelegt, so darf dadurch der Gang
des Verfahrens nicht aufgehalten werden; der
Untersuchungsrichter hat Abschriften (Ablichtun-
gen) jener Aktenteile, die zur Fortführung des
Verfahrens erforderlich sind, zurückzubehalten."

13. entfällt

14. § 126 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Handelt es sich um eine Begutachtung
psychischer Zustände und Entwicklungen, so ist in
einem solchen Fall das Gutachten eines Sachver-
ständigen mit Lehrbefugnis (venia docendi) an einer
in- oder ausländischen Universität einzuholen."

15. Dem §143 Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Diese Beugemittel dürfen nur angewendet werden,
soweit sie nicht zum Gewicht der Strafsache, zur
Bedeutung des Gegenstandes oder zu den persönli-
chen Umständen des Herausgabepflichtigen außer
Verhältnis stehen."

16. § 149 a hat zu lauten:

„§ 149 a. (1) Die Überwachung eines Fernmelde-
verkehrs einschließlich der Aufnahme und schriftli-
chen Aufzeichnung seines Inhalts ist zulässig,

1. wenn zu erwarten ist, daß dadurch die
Aufklärung einer vorsätzlich begangenen, mit
mehr als sechsmonatiger Freiheitsstrafe be-
drohten strafbaren Handlung gefördert wer-
den kann und der Inhaber der Anlage der
Überwachung ausdrücklich zustimmt; oder
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2. wenn dies zur Aufklärung einer vorsätzlich
begangenen, mit mehr als einjähriger Frei-
heitsstrafe bedrohten strafbaren Handlung
erforderlich erscheint und
a) der Inhaber der Fernmeldeanlage selbst

dringend verdächtig ist, die Tat begangen
zu haben, oder

b) Gründe für die Annahme vorliegen, daß
eine der Tat dringend verdächtige Person
die Anlage benützen oder eine Verbindung
mit ihr herstellen werde, es sei denn, daß
der Inhaber der Anlage gemäß § 152 Abs. 1
Z 4 oder 5 von der Verbindlichkeit zur
Ablegung eines Zeugnisses gesetzlich be-
freit ist (S 152 Abs. 3).

(2) Die Überwachung des Fernmeldeverkehrs von
Anlagen eines Medienunternehmens (§1 Z 6
Mediengesetz) ist im Falle des Abs. 1 Z 2 lit. b nur
zulässig, wenn zu erwarten ist, daß dadurch die
Aufklärung einer strafbaren Handlung gefördert
werden kann, die mit lebenslanger Freiheitsstrafe
oder mit einer zeitlichen Freiheitsstrafe bedroht ist,
deren Untergrenze nicht weniger als fünf Jahre und
deren Obergrenze mehr als zehn Jahre beträgt."

17. § 149 b hat zu lauten:

„§ 149 b. (1) Die Überwachung des Fernmelde-
verkehrs ist von der Ratskammer mit Beschluß
anzuordnen. Bei Gefahr im Verzuge kann auch der
Untersuchungsrichter diese Anordnung treffen,
doch hat er unverzüglich die Genehmigung der
Ratskammer einzuholen. Wird diese nicht erteilt, so
hat der Untersuchungsrichter die Anordnung sofort
zu widerrufen und die Aufnahmen und schriftlichen
Aufzeichnungen vernichten zu lassen.

(2) Der Beschluß, mit dem die Überwachung
eines Fernmeldeverkehrs angeordnet wird, hat zu
enthalten:

1. den Namen des Beschuldigten, die Tat, deren
er dringend verdächtig ist, und ihre gesetzliche
Bezeichnung,

2. den Namen des Inhabers der Fernmeldeanlage
und deren Bezeichnung,

3. den Zeitpunkt des Beginns und der Beendi-
gung der Überwachung,

4. die Tatsachen, aus denen sich die Erforder-
lichkeit der Überwachung ergibt.

(3) Sobald die Voraussetzungen für die weitere
Überwachung des Fernmeldeverkehrs wegfallen,
hat der Untersuchungsrichter die sofortige Beendi-
gung der Überwachung anzuordnen.

(4) Nach Beendigung der Überwachung sind die
Beschlüsse nach Abs. 1 unverzüglich dem Inhaber
der Anlage und dem Beschuldigten zuzustellen. Die
Zustellung kann jedoch aufgeschoben werden,
solange durch sie der Zweck der Untersuchung
gefährdet wäre. Wenn die Überwachung später
begonnen oder früher beendet wurde als zu den in
Abs. 2 Z 3 genannten Zeitpunkten, ist dem Inhaber

der Fernmeldeanlage und dem Beschuldigten auch
der Zeitraum der tatsächlichen Überwachung
mitzuteilen.

(5) Gegen einen Beschluß, mit dem die
Überwachung eines Fernmeldeverkehrs angeordnet
wird, steht dem Staatsanwalt, dem Inhaber der
Anlage und dem Beschuldigten die binnen vierzehn
Tagen einzubringende Beschwerde an den Ge-
richtshof zweiter Instanz zu (§114). Wird der
Beschwerde Folge gegeben, so ist zugleich anzuord-
nen, daß alle durch die Überwachung gewonnenen
Aufnahmen und schriftlichen Aufzeichnungen zu
vernichten sind.

(6) Gegen einen Beschluß, mit dem ein Antrag auf
Überwachung eines Fernmeldeverkehrs abgewiesen
wird, steht dem Staatsanwalt die binnen vierzehn
Tagen einzubringende Beschwerde an den Ge-
richtshof zweiter Instanz zu (§ 114)."

18. Nach dem § 149 b wird folgender §149 c
eingefügt:

„§ 149 c. (1) Die Durchführung der Überwa-
chung des Fernmeldeverkehrs samt Aufnahme
seines Inhalts hat im Einvernehmen mit den
Fernmeldebehörden durch den Untersuchungsrich-
ter oder die von ihm beauftragte Sicherheitsbehörde
zu erfolgen. Der Untersuchungsrichter oder die
Sicherheitsbehörde hat die Aufnahmen zu prüfen
und diejenigen Teile in Schriftform zu übertragen,
die für die Untersuchung von Bedeutung sind und
als Beweismittel verwendet werden dürfen (Abs. 3).
Diese schriftlichen Aufzeichnungen sind zum Akt
zu nehmen; die Aufnahmen sind vom Gericht zu
verwahren und nach rechtskräftigem Abschluß des
Verfahrens zu löschen.

(2) Ergeben sich bei Prüfung der Aufnahme
Hinweise auf eine strafbare Handlung einer
anderen Person als derjenigen, die Anlaß zur
Überwachung gegeben hat, so ist dieser Teil der
Aufnahme gesondert schriftlich aufzuzeichnen,
soweit die Verwendung als Beweismittel zulässig ist
(Abs. 3).

(3) Als Beweismittel dürfen die Überwachungser-
gebnisse, insbesondere die Aufnahmen und deren
schriftliche Aufzeichnungen, bei sonstiger Nichtig-
keit nur verwendet werden, sofern die Überwa-
chung nach § 149 a zulässig war:

1. in einem Strafverfahren gegen den Beschuldig-
ten, der Anlaß zur Überwachung gegeben hat,
oder

2. in einem Strafverfahren gegen eine andere
Person zum Nachweis einer vorsätzlich
begangenen, mit mehr als einjähriger Frei-
heitsstrafe bedrohten strafbaren Handlung.

(4) Dem Staatsanwalt und dem Beschuldigten ist
zu ermöglichen, die gesamte Aufnahme anzuhören.
Soweit berechtigte Interessen Dritter dies erfordern,
hat das Gericht jedoch Teile der Aufnahme, die für
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das Verfahren nicht von Bedeutung sind, von der
Kenntnisnahme durch den Beschuldigten auszuneh-
men. Dies gilt nicht, soweit während der Hauptver-
handlung von der Aufnahme Gebrauch gemacht
wird.

(5) Die am Fernmeldeverkehr beteiligten Perso-
nen haben das Recht, die hergestellten schriftlichen
Aufzeichnungen insoweit einzusehen, als die von
ihnen geführten Gespräche betroffen sind. Über
dieses und das ihnen nach Abs. 7 zustehende Recht
sind diese Personen, sofern ihre Identität bekannt
oder ohne besonderen Verfahrensaufwand feststell-
bar ist, vom Untersuchungsrichter zu belehren.

(6) Auf Antrag des Staatsanwalts oder des
Beschuldigten sind weitere Teile der Aufnahme
schriftlich aufzuzeichnen, wenn diese für die
Untersuchung von Bedeutung sind und ihre
Verwendung als Beweismittel zulässig ist (Abs. 3).

(7) Auf Antrag des Staatsanwalts oder des
Beschuldigten oder von Amts wegen sind Teile der
schriftlichen Aufzeichnungen zu vernichten, wenn
diese für ein Strafverfahren nicht von Bedeutung
sein können oder als Beweismittel nicht verwendet
werden dürfen. Dieses Antragsrecht steht auch den
am Fernmeldeverkehr beteiligten Personen zu,
insoweit die von ihnen geführten Gespräche
betroffen sind."

19. § 152 hat zu lauten:

„§ 152. (1) Von der Verbindlichkeit zur Able-
gung eines Zeugnisses sind befreit:

1. Personen, die sich durch ihre Aussage der
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung ausset-
zen würden oder die im Zusammenhang mit
einem gegen sie geführten Strafverfahren
Gefahr liefen, sich selbst zu belasten, auch
wenn sie bereits verurteilt worden sind;

2. Personen, die im Verfahren gegen einen
Angehörigen (§ 72 StGB) aussagen sollen oder
deren Aussage die Gefahr strafgerichtlicher
Verfolgung eines Angehörigen mit sich
brächte, wobei die durch eine Ehe begründete
Eigenschaft einer Person als Angehöriger
aufrecht bleibt, auch wenn die Ehe nicht mehr
besteht;

3. Personen, die zur Zeit ihrer Vernehmung das
vierzehnte Lebensjahr noch nicht zurückge-
legt haben und durch die dem Beschuldigten
zur Last gelegte strafbare Handlung verletzt
wurden, sofern die Parteien Gelegenheit
hatten, sich an einer vorausgegangenen
gerichtlichen Vernehmung zu beteiligen
(§§ 162 a, 247);

4. Verteidiger, Rechtsanwälte, Notare und Wirt-
schaftstreuhänder über das, was ihnen in
dieser Eigenschaft bekannt geworden ist;

5. Psychiater, Psychotherapeuten, Psychologen,
Bewährungshelfer und Mitarbeiter anerkann-
ter Einrichtungen zur psychosozialen Bera-

tung und Betreuung über das, was ihnen in
dieser Eigenschaft bekannt geworden ist;

6. jedermann darüber, wie er sein Wahl- oder
Stimmrecht ausgeübt hat, wenn dessen Aus-
übung gesetzlich für geheim erklärt ist.

(2) Den in Abs. 1 Z 4 und 5 erwähnten Personen
stehen deren Hilfskräfte und jene Personen gleich,
die zur Ausbildung an der berufsmäßigen Tätigkeit
teilnehmen.

(3) Das Recht der in Abs. 1 Z 4 und 5 sowie in
Abs. 2 erwähnten Personen, sich des Zeugnisses zu
entschlagen, darf bei sonstiger Nichtigkeit nicht
umgangen werden.

(4) Steht eine als Zeuge vorgeladene Person nur
zu einem von mehreren Beschuldigten in einem der
vorstehend erwähnten Verhältnisse, so kann sie sich
des Zeugnisses hinsichtlich der anderen nur dann
entschlagen, wenn eine Sonderung der Aussagen,
die die anderen betreffen, nicht möglich ist. Gleiches
gilt, wenn sich der Grund für die Zeugnisentschla-
gung nur auf einen von mehreren Sachverhalten
bezieht.

(5) Der Untersuchungsrichter hat die in den
Abs. 1 und 2 erwähnten Personen vor ihrer
Vernehmung oder sobald der Grund für die
Zeugnisbefreiung bekannt wird, über ihr Entschla-
gungsrecht zu belehren und ihre darüber abgege-
bene Erklärung in das Protokoll aufzunehmen. Hat
der Zeuge auf sein Recht, sich des Zeugnisses zu
entschlagen, nicht ausdrücklich verzichtet, so ist
seine Aussage nichtig."

20. Im § 153 Abs. 1 hat der Klammerausdruck zu
lauten „(§ 152 Abs. 1 Z 2)"; die Worte „strafge-
richtlicher Verfolgung oder" entfallen.

21. Dem § 160 wird folgender Satz angefügt:

„Diese Beugemittel dürfen nur angewendet werden,
soweit sie nicht zum Gewicht der Strafsache, zur
Bedeutung der Aussage des Zeugen oder zu dessen
persönlichen Umständen außer Verhältnis stehen."

22. § 162 hat zu lauten:

„§ 162. (1) Jeder Zeuge wird vom Untersu-
chungsrichter in der Regel ohne Beisein des
Anklägers, des Privatbeteiligten, des Beschuldigten,
ihrer Vertreter oder anderer Zeugen einzeln
vernommen.

(2) Auf Verlangen des Zeugen ist jedoch einer
Person seines Vertrauens die Anwesenheit bei der
Vernehmung zu gestatten. Auf dieses Recht ist in
der Vorladung hinzuweisen. Als Vertrauensperson
kann ausgeschlossen werden, wer der Mitwirkung
an der strafbaren Handlung verdächtig oder am
Verfahren beteiligt ist oder besorgen läßt, daß seine
Anwesenheit den Zeugen bei der Ablegung einer
freien und vollständigen Aussage beeinflussen
könnte.
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(3) Der Vernehmung eines noch nicht Vierzehn-
jährigen, eines psychisch Kranken oder geistig
Behinderten ist, soweit es in dessen Interesse
zweckmäßig ist, jedenfalls eine Person seines
Vertrauens beizuziehen."

23. Nach dem § 162 wird folgender § 162 a
eingefügt:

„§ 162 a. (1) Ist zu besorgen, daß die Verneh-
mung eines Zeugen in der Hauptverhandlung aus
tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht
möglich sein werde, so hat der Untersuchungsrich-
ter dem Ankläger, dem Privatbeteiligten und dem
Beschuldigten sowie deren Vertretern Gelegenheit
zu geben, sich an der Vernehmung zu beteiligen und
Fragen an den Zeugen zu stellen. Die §§ 249 und
250 sind sinngemäß anzuwenden. Der Untersu-
chungsrichter kann die Ton- oder Bildaufzeichnung
der Vernehmung veranlassen.

(2) Im Interesse des Zeugen, besonders mit
Rücksicht auf sein geringes Alter oder seinen
seelischen oder gesundheitlichen Zustand, oder im
Interesse der Wahrheitsfindung kann der Untersu-
chungsrichter die Gelegenheit zur Beteiligung
derart beschränken, daß die Parteien und ihre
Vertreter die Vernehmung des Zeugen, erforderli-
chenfalls unter Verwendung technischer Einrich-
tungen zur Wort- und Bildübertragung, mitverfol-
gen und ihr Fragerecht ausüben können, ohne bei
der Befragung anwesend zu sein. Mit einer solchen
Befragung kann der Untersuchungsrichter einen
Sachverständigen beauftragen, wenn der Zeuge das
vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

(3) Auf Verlangen der im § 152 Abs. 1 Z 2 und 3
erwähnten Personen hat sie der Untersuchungsrich-
ter auf die im Abs. 1 beschriebene Weise und unter
beschränkter Beteiligung der Parteien (Abs. 2) zu
vernehmen.

(4) Vor der Vernehmung hat der Untersuchungs-
richter den Zeugen darüber zu belehren, daß in der
Hauptverhandlung das Protokoll verlesen und Ton-
oder Bildaufzeichnungen der Vernehmung vorge-
führt werden können, auch wenn er sich im weiteren
Verfahren der Aussage entschlagen sollte. Diese
Belehrung kann durch den Sachverständigen
erfolgen, wenn der Zeuge das vierzehnte Lebensjahr
noch nicht vollendet hat."

24. § 166 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Sodann ist der Zeuge um Vor- und
Familiennamen sowie erforderlichenfalls über sein
Verhältnis zum Beschuldigten oder zu anderen
Beteiligten zu befragen. Ferner sind Geburtsdatum,
Beruf und Wohnort oder eine sonstige zur Ladung
geeignete Anschrift des Zeugen festzuhalten. Dies
hat bei Vernehmungen in Anwesenheit anderer
Personen auf eine Weise zu geschehen, daß diese
Umstände möglichst nicht öffentlich bekannt
werden."

25. Nach dem §166 wird folgender §166 a
eingefügt:

„§ 166 a. Ist auf Grund bestimmter Tatsachen zu
befürchten, daß der Zeuge sich oder einen Dritten
durch die Bekanntgabe des Namens und anderer
Angaben zur Person (§ 166 Abs. 1) oder durch die
Beantwortung von Fragen, die Rückschlüsse darauf
zulassen, einer ernsten Gefahr für Leben, Gesund-
heit, körperliche Unversehrtheit oder Freiheit
aussetzen würde, so kann ihm der Untersuchungs-
richter gestatten, solche Fragen nicht zu beantwor-
ten."

25 a. Dem § 175 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Verhaftung und Anhaltung nach Abs. 1 sind
nicht zulässig, soweit sie zur Bedeutung der Sache
außer Verhältnis stehen."

25 b. § 176 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Vom Vollzug des Haftbefehls ist das
Gericht, das ihn erlassen hat, sogleich zu verständi-
gen; der Verdächtige ist dem zuständigen Gericht
unverzüglich, längstens aber binnen 48 Stunden
nach der Festnahme einzuliefern. Diese Frist kann
um den unbedingt erforderlichen Zeitraum, läng-
stens aber um 24 Stunden, überschritten werden,
wenn der Verdächtigte außerhalb des Sprengeis des
zuständigen Gerichtshofes festgenommen wurde."

25 c. § 177 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 entfallen die Worte „durch einen zur
Untersuchung nicht zuständigen Richter und".

b) Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Festgenommene ist unverzüglich zur
Sache sowie zu den Voraussetzungen der Verwah-
rungshaft zu vernehmen und, wenn sich dabei
ergibt, daß kein Grund zur weiteren Anhaltung
vorhanden ist, sogleich freizulassen. Ist jedoch die
weitere Anhaltung des Festgenommenen erforder-
lich, so ist er ohne unnötigen Aufschub, längstens
aber binnen 48 Stunden nach der Festnahme dem
zuständigen Gericht einzuliefern. In diesem Fall ist
rechtzeitig der Staatsanwalt zu verständigen; erklärt
dieser, daß er keinen Antrag auf Verhängung der
Untersuchungshaft stellen werde, so ist der
Festgenommene sogleich freizulassen."

c) Folgende Abs. 3 und 4 werden angefügt:

„(3) Die Einlieferung des Verdächtigen bei
Gericht darf nicht erfolgen, wenn der Zweck der
weiteren Anhaltung durch die vorläufige Abnahme
der Reisepapiere oder der zur Führung eines
Fahrzeuges erforderlichen Papiere (§ 180 Abs. 5 Z 5
und 6) erreicht werden kann. In diesem Fall hat die
Sicherheitsbehörde, sofern der Staatsanwalt dem
zustimmt, unverzüglich die Papiere abzunehmen
und den Verdächtigen freizulassen. Die Papiere
sind dem Staatsanwalt mit den Erhebungsergebnis-
sen binnen 48 Stunden nach der Festnahme zu
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übermitteln. Über die Aufrechterhaltung dieser
gelinderen Mittel entscheidet der Untersuchungs-
richter mit Beschluß.

(4) Festnahme und Anhaltung nach Abs. 1 und 2
sind nicht zulässig, soweit sie zur Bedeutung der
Sache außer Verhältnis stehen."

25 d. An die Stelle des bisherigen §178 tritt
folgende Bestimmung:

„§ 178. Jeder Festgenommene ist bei der
Festnahme oder unmittelbar danach über den gegen
ihn bestehenden Tatverdacht und den Festnahme-
grund zu unterrichten sowie darüber zu belehren,
daß er berechtigt sei, einen Angehörigen oder eine
andere Vertrauensperson und einen Verteidiger zu
verständigen, und daß er das Recht habe, nicht
auszusagen. Dabei ist er darauf aufmerksam zu
machen, daß seine Aussage seiner Verteidigung
dienen, aber auch als Beweis gegen ihn Verwendung
finden könne."

25 e. § 179 wird wie folgt geändert:

a) Die Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Jeder dem Gericht Eingelieferte ist vom
Untersuchungsrichter unverzüglich, längstens aber
binnen 48 Stunden zu vernehmen. Zu Beginn der
Vernehmung ist der Beschuldigte vom Untersu-
chungsrichter über die gegen ihn erhobenen
Anschuldigungen zu unterrichten und darauf
hinzuweisen, daß es ihm freistehe, sich zu äußern
oder nicht zur Sache auszusagen und sich zuvor mit
einem Verteidiger zu verständigen. Er ist darauf
aufmerksam zu machen, daß seine Aussage seiner
Verteidigung dienen, aber auch als Beweis gegen
ihn Verwendung finden könne.

(2) Nach der Vernehmung hat der Untersu-
chungsrichter sofort zu beschließen, ob der
Beschuldigte, allenfalls unter Anwendung gelinde-
rer Mittel (§ 180 Abs. 5), freigelassen oder ob über
ihn die Untersuchungshaft verhängt wird. Der
Untersuchungsrichter kann aber vor seiner Ent-
scheidung sofortige Erhebungen vornehmen oder
vornehmen lassen, wenn deren Ergebnis maßgeben-
den Einfluß auf die Beurteilung von Tatverdacht
oder Haftgrund erwarten läßt. In jedem Fall hat der
Untersuchungsrichter innerhalb von 48 Stunden
nach Einlieferung des Beschuldigten über die
Untersuchungshaft zu entscheiden."

b) Folgende Abs. 3 bis 6 werden angefügt:

„(3) Der Beschluß des Untersuchungsrichters
samt Begründung ist dem Beschuldigten sofort zu
eröffnen; dies ist im Protokoll zu vermerken. Ein
Beschluß auf Freilassung des Beschuldigten ist dem
Staatsanwalt binnen 24 Stunden zuzustellen. Lautet
der Beschluß auf Verhängung der Untersuchungs-
haft, so ist die Zustellung an den Beschuldigten
binnen 24 Stunden zu veranlassen; Abschriften sind
unverzüglich dem Gefangenenhaus und einem

gegebenenfalls bestellten Bewährungshelfer zu
übermitteln. Der Beschuldigte kann auf die
Zustellung nicht wirksam verzichten.

(4) Der Beschluß auf Verhängung der Untersu-
chungshaft hat zu enthalten:

1. den Namen des Beschuldigten sowie weitere
Angaben zur Person,

2. die Tat, deren der Beschuldigte dringend
verdächtig ist, Zeit, Ort und Umstände ihrer
Begehung sowie ihre gesetzliche Bezeichnung,

3. den Haftgrund,
4. die bestimmten Tatsachen, aus denen sich der

dringende Tatverdacht und der Haftgrund
ergeben, und aus welchen Gründen der
Haftzweck durch Anwendung gelinderer
Mittel nicht erreicht werden kann,

5. die Mitteilung, bis zu welchem Tag der
Haftbeschluß längstens wirksam sei sowie daß
vor einer allfälligen Fortsetzung der Haft eine
Haftverhandlung stattfinden werde, sofern
nicht einer der im § 181 Abs. 3, 4 oder 6
erwähnten Fälle eintritt,

6. die Mitteilung, daß der Beschuldigte einen
Angehörigen oder eine andere Vertrauensper-
son von der Verhängung der Untersuchungs-
haft verständigen oder verständigen lassen
könne,

7. die Mitteilung, daß der Beschuldigte durch
einen Verteidiger vertreten sein müsse, solange
er sich in Untersuchungshaft befinde, und daß
ihm für die erste Haftverhandlung ein
Pflichtverteidiger bestellt würde, wenn kein
anderer Verteidiger einschreite,

8. die Mitteilung, daß dem Beschuldigten die
binnen vierzehn Tagen nach Zustellung des
Beschlusses, allenfalls später (Abs. 5 zweiter
Satz) einzubringende Beschwerde an den
Gerichtshof zweiter Instanz zustehe und daß
er im übrigen jederzeit seine Enthaftung
beantragen könne.

(5) Gegen einen Beschluß nach Abs. 2 steht dem
Beschuldigten und dem Staatsanwalt die binnen
vierzehn Tagen nach Zustellung einzubringende
Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz zu.
Die Beschwerde des Beschuldigten kann auch noch
mit der Beschwerde gegen einen Beschluß auf
Fortsetzung der Untersuchungshaft verbunden
werden, der auf Grund der innerhalb der ersten
Haftfrist (§181 Abs. 2 Z 1) durchgeführten Haft-
verhandlung ergeht.

(6) Sofern der Gerichtshof zweiter Instanz nicht
zugleich über eine Beschwerde gegen den Beschluß
des Untersuchungsrichters auf Fortsetzung der
Untersuchungshaft entscheidet (§182 Abs. 4), er-
kennt er lediglich über die Gesetzmäßigkeit des
angefochtenen Beschlusses, nicht jedoch über die
Fortsetzung der Untersuchungshaft; ein solcher
Beschluß löst keine Haftfrist aus."

25 f. § 180 wird wie folgt geändert:
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a) Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Untersuchungshaft darf nur auf Antrag
des Staatsanwalts und nur dann verhängt oder
fortgesetzt werden, wenn gegen den Beschuldigten
eine Voruntersuchung geführt wird oder Anklage
erhoben worden ist und der Beschuldigte einer
bestimmten Tat dringend verdächtig ist, einer der in
den Abs. 2 oder 7 angeführten Haftgründe vorliegt
und der Beschuldigte durch das Gericht bereits zur
Sache und zu den Voraussetzungen der Untersu-
chungshaft vernommen worden ist. Sie darf nicht
verhängt oder aufrechterhalten werden, soweit sie
zur Bedeutung der Sache oder zu der zu
erwartenden Strafe außer Verhältnis steht oder ihr
Zweck durch Anwendung gelinderer Mittel (Abs. 5)
erreicht werden kann."

b) Im Abs. 3 wird der zweite Satz durch folgende
Sätze ersetzt:

„Bei Beurteilung des Haftgrundes nach Abs. 2 Z 3
fällt es besonders ins Gewicht, wenn vom
Beschuldigten eine Gefahr für Leib und Leben von
Menschen oder die Gefahr der Begehung von
Verbrechen in einer kriminellen Organisation
ausgeht. Im übrigen ist bei der Beurteilung dieses
Haftgrundes zu berücksichtigen, inwieweit eine
Minderung der Gefahr dadurch eingetreten ist, daß
sich die Verhältnisse, unter denen die dem
Beschuldigten angelastete Tat begangen worden ist,
geändert haben."

c) Im Abs. 4 tritt im ersten Satz an die Stelle des
Beistrichs nach dem Wort „können" ein Punkt; der
folgende Teil des Satzes entfällt.

d) Abs. 8 entfällt.

25 g. An die Stelle des bisherigen §181 tritt
folgende Bestimmung:

„§181. (1) Beschlüsse auf Verhängung oder
Fortsetzung der Untersuchungshaft sowie Be-
schlüsse des Gerichtshofes zweiter Instanz auf
Fortsetzung der Untersuchungshaft (§ 182 Abs. 4)
sind längstens für einen bestimmten Zeitraum
wirksam (Haftfrist); der Ablauftag ist im Beschluß
anzuführen. Vor Ablauf der Haftfrist ist eine
Haftverhandlung durchzuführen oder der Beschul-
digte zu enthaften.

(2) Die Haftfrist beträgt
1. bei Verhängung der Untersuchungshaft

14 Tage ab Festnahme des Beschuldigten;
2. bei erstmaliger Fortsetzung der Untersu-

chungshaft einen Monat ab Beschlußfassung;
3. bei weiterer Fortsetzung der Untersuchungs-

haft zwei Monate ab Beschlußfassung.

(3) Mit rechtskräftiger Versetzung in den
Anklagestand oder Anberaumung der Hauptver-
handlung durch den Einzelrichter endet die
laufende Haftfrist erst zwei Monate nach diesem
Zeitpunkt; ordnet der Einzelrichter jedoch die

Hauptverhandlung innerhalb der ersten Haftfrist
(Abs. 2 Z 1) an, so endet diese einen Monat nach der
Anordnung. Würde die Haftfrist vor dem Beginn
der Hauptverhandlung ablaufen, und kann der
Beschuldigte nicht enthaftet werden, so hat der
Vorsitzende (Einzelrichter) eine Haftverhandlung
durchzuführen. Gleiches gilt, wenn der Beschul-
digte seine Enthaftung beantragt und darüber nicht
ohne Verzug in der Hauptverhandlung entschieden
werden kann.

(4) Ist die Durchführung der Haftverhandlung
vor Ablauf der Haftfrist wegen eines unvorherseh-
baren oder unabwendbaren Ereignisses unmöglich,
so kann die Haftverhandlung auf einen der drei dem
Fristablauf folgenden Arbeitstage verlegt werden; in
diesem Fall verlängert sich die Haftfrist entspre-
chend. Die für die Verlegung maßgeblichen Gründe
sind im Beschluß (§ 182 Abs. 3) anzuführen.

(5) Haben bereits zwei Haftverhandlungen
stattgefunden, so kann der Beschuldigte auf die
Durchführung einer bevorstehenden weiteren Haft-
verhandlung verzichten. In diesem Fall kann der
Beschluß über die Aufhebung oder Fortsetzung der
Untersuchungshaft (§ 182 Abs. 3) ohne vorange-
gangene mündliche Verhandlung schriftlich erge-
hen.

(6) Im übrigen ist die Wirksamkeit des zuletzt
ergangenen Beschlusses auf Verhängung oder
Fortsetzung der Untersuchungshaft ab dem Beginn
der Hauptverhandlung durch die Haftfrist nicht
mehr begrenzt; Haftverhandlungen von Amts
wegen finden nach diesem Zeitpunkt nicht mehr
statt."

25 h. An die Stelle des bisherigen §182 tritt
folgende Bestimmung:

„§ 182. (1) Die Haftverhandlung leitet der
Untersuchungsrichter; sie ist nicht öffentlich. Der
Beschuldigte, sein Verteidiger, der Staatsanwalt und
der Bewährungshelfer sind vom Termin zu
verständigen.

(2) Der Beschuldigte ist zur Verhandlung
vorzuführen, es sei denn, daß dies wegen Krankheit
nicht möglich ist. Er muß durch einen Verteidiger
vertreten sein.

(3) Zunächst trägt der Staatsanwalt seinen Antrag
auf Fortsetzung der Untersuchungshaft vor und
begründet ihn. Der Beschuldigte und sein Verteidi-
ger haben das Recht zu erwidern. Der Bewährungs-
helfer kann sich zur Haftfrage äußern. Die Parteien
können ergänzende Feststellungen aus dem Akt
begehren. Der Untersuchungsrichter kann von Amts
wegen oder auf Anregung der Parteien Zeugen
vernehmen oder andere Beweise aufnehmen, soweit
er dies für zweckmäßig hält; die Parteien haben das
Fragerecht. Die Erreichung des Untersuchungs-
zweckes darf durch die Verhandlung nicht
gefährdet werden. Dem Beschuldigten oder seinem

316
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Verteidiger gebührt das Recht der letzten Äuße-
rung. Sodann entscheidet der Untersuchungsrichter
über die Aufhebung oder Fortsetzung der Untersu-
chungshaft mit Beschluß; dieser ist mündlich zu
verkünden und schriftlich auszufertigen. § 179
Abs. 4 Z 1 bis 5 und 8 gilt sinngemäß.

(4) Gegen einen Beschluß nach Abs. 3 steht dem
Beschuldigten und dem Staatsanwalt die binnen drei
Tagen nach Eröffnung des Beschlusses einzubrin-
gende Beschwerde an den Gerichtshof zweiter
Instanz zu (§ 114). Erkennt der Gerichtshof zweiter
Instanz auf Fortsetzung der Untersuchungshaft, so
gilt § 179 Abs. 4 Z 1 bis 5 sinngemäß."

25 i. § 190 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Inhalt erhält die Absatzbezeich-
nung „(1)". In diesem werden die Worte „von der
Ratskammer mit Rücksicht auf die Folgen der
strafbaren Handlung" durch die Worte „vom
Untersuchungsrichter unter Bedachtnahme auf das
Gewicht der dem Beschuldigten angelasteten
strafbaren Handlung" ersetzt.

b) Folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Gegen die Entscheidung des Untersuchungs-
richters steht dem Beschuldigten und dem Staatsan-
walt die binnen 14 Tagen einzubringende Be-
schwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz zu
(§114)."

25 j . Im § 193 treten an die Stelle der bisherigen
Abs. 2 bis 6 folgende Absätze:

„(2) Die vorläufige Verwahrung, die Untersu-
chungshaft sowie die Anwendung gelinderer Mittel
sind aufzuheben, sobald ihre Voraussetzungen nicht
mehr vorliegen oder ihre Dauer unverhältnismäßig
wäre.

(3) Gelangt der Sicherheitsbehörde ein Umstand
zur Kenntnis, der für sich allein oder im
Zusammenhalt mit den Ergebnissen bisheriger
Erhebungen bewirken könnte, daß die Untersu-
chungshaft aufzuheben wäre (Abs. 2), so hat sie dies
unverzüglich dem Staatsanwalt mitzuteilen. Im
übrigen hat sie dafür Sorge zu tragen, daß dem
Staatsanwalt spätestens vor der ersten Haftverhand-
lung alle ihm noch nicht vorliegenden Erhebungser-
gebnisse in vierfacher Ausfertigung zugehen.

(4) Ist der Staatsanwalt der Ansicht, daß die
Untersuchungshaft aufzuheben sei, so beantragt er
dies beim Untersuchungsrichter, der sogleich die
Enthaftung zu verfügen hat.

(5) Beantragt der Beschuldigte seine Enthaftung
und spricht sich der Staatsanwalt dagegen aus, so
hat der Untersuchungsrichter ohne Verzug eine
Haftverhandlung anzuberaumen. Das gleiche gilt,
wenn der Untersuchungsrichter der Ansicht ist, daß
die Haft aufzuheben sein könnte und der
Staatsanwalt der Enthaftung entgegentritt.

(6) Der Untersuchungsrichter hat die Aufhebung
gelinderer Mittel zu verfügen, wenn der Beschul-
digte dies beantragt und der Staatsanwalt zustimmt.
Ansonsten entscheidet der Untersuchungsrichter
über die Aufhebung oder Änderung gelinderer
Mittel nach Anhörung des Staatsanwalts mit
Beschluß. Gegen diesen Beschluß steht dem
Beschuldigten und dem Staatsanwalt die binnen drei
Tagen einzubringende Beschwerde an den Ge-
richtshof zweiter Instanz zu. Die Beschwerde des
Staatsanwalts hat aufschiebende Wirkung."

25 k. An die Stelle des bisherigen § 194 tritt
folgende Bestimmung:

„§ 194. (1) Die Untersuchungshaft aus dem
Grunde der Verdunkelungsgefahr (§ 180 Abs. 2
Z 2) darf nicht länger als zwei Monate dauern.

(2) Im übrigen ist der Beschuldigte jedenfalls zu
enthaften, wenn er sich schon sechs Monate,
handelt es sich um ein Verbrechen, schon ein Jahr,
handelt es sich jedoch um ein Verbrechen, das mit
einer fünf Jahre übersteigenden Freiheitsstrafe
bedroht ist, schon zwei Jahre in Untersuchungshaft
befindet, ohne daß die Hauptverhandlung begon-
nen hat.

(3) Über sechs Monate hinaus darf die Untersu-
chungshaft nur dann aufrechterhalten werden,
wenn dies wegen besonderer Schwierigkeiten oder
besonderen Umfangs der Untersuchung im Hin-
blick auf das Gewicht des Haftgrundes unvermeid-
bar ist.

(4) Muß ein in Vollziehung der vorstehenden
Bestimmungen aus der Untersuchungshaft entlasse-
ner Beschuldigter zum Zwecke der Durchführung
der Hauptverhandlung neuerlich in Haft genom-
men werden, so darf dies jeweils höchstens für die
Dauer von weiteren sechs Wochen geschehen."

25 1. Die §§ 195, 196 und 197 entfallen.

25 m. § 197 a erhält die Bezeichnung „§ 197" und
hat zu lauten:

„§ 197. (1) Dem Beschuldigten ist vorläufig ein
Bewährungshelfer zu bestellen, wenn er dem
zustimmt und es geboten scheint, dadurch die
Bemühungen des Beschuldigten um eine Lebensfüh-
rung und Einstellung, die ihn in Zukunft von der
Begehung strafbarer Handlungen abhalten werde,
zu fördern.

(2) Hat der Beschuldigte einen gesetzlichen
Vertreter, so ist diesem die vorläufige Bestellung
eines Bewährungshelfers mitzuteilen.

(3) Die vorläufige Bewährungshilfe endet späte-
stens mit der rechtskräftigen Beendigung des
Strafverfahrens. Im übrigen gelten die Bestimmun-
gen über die Bewährungshilfe dem Sinne nach."

26. Im § 205 entfallen der Abs. 2 und die
Absatzbezeichnung „(1)".
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27. § 208 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Anklageschrift ist beim Untersuchungs-
richter einzubringen."

b) Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Untersuchungsrichter teilt dem Beschul-
digten die Anklageschrift samt Beilagen mit und
belehrt ihn darüber, daß er gegen die Anklageschrift
Einspruch erheben und die Entscheidung des
Gerichtshofes zweiter Instanz über die Zuständig-
keit des in der Anklageschrift genannten Gerichtes
und über die Zulässigkeit der Anklage begehren
könne sowie daß er für die Hauptverhandlung eines
Verteidigers bedürfe. Der Untersuchungsrichter
entscheidet auch über einen zugleich eingebrachten
Antrag auf Verhaftung des Beschuldigten (§ 97
Abs. 1)".

28. Dem § 209 Abs. 4 werden vor dem Punkt am
Ende folgende Worte angefügt:

„und daß er für die Hauptverhandlung eines
Verteidigers bedürfe".

28 a. Im § 210 Abs. 4 entfallen im ersten Satz die
Worte „oder von der Ratskammer" sowie der letzte
Satz.

29. § 220 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 entfallen der vorletzte und der letzte
Satz.

b) Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Erforderlichenfalls ist für die Bestellung
eines Verteidigers und die Beiziehung eines
Dolmetschers Vorsorge zu treffen (§§ 38 a, 41)."

30. § 221 a entfällt.

30 a. Im § 227 Abs. 2 entfällt der Halbsatz
„ ; wegen der Haft des Angeklagten ist aber von der
Ratskammer sogleich die nötige Verfügung zu
treffen."

31. § 228 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Fernseh- und Hörfunkaufnahmen und
-Übertragungen sowie Film- und Fotoaufnahmen
von Verhandlungen der Gerichte sind unzulässig."

32. Im § 229 Abs. 2 hat der erste Satz zu lauten:

„Vor der Erörterung von Umständen aus dem
persönlichen Lebens- oder dem Geheimnisbereich
des Angeklagten, eines Zeugen oder eines Dritten
sowie vor der Vernehmung eines Zeugen, dessen
Angaben zur Person unterbleiben (§ 166 a), hat der
Gerichtshof bei Überwiegen schutzwürdiger Inter-
essen die Öffentlichkeit von Amts wegen oder auf
Antrag auszuschließen."

33. Im § 230 Abs. 2 hat der letzte Satz zu lauten:

„§ 162 Abs. 2 und 3 ist sinngemäß anzuwenden."

34. § 233 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Vor Gericht ist jedermann ein Sitz zu
gestatten."

35. Nach dem § 247 wird folgender § 247 a
eingefügt:

„§ 247 a. (1) Ein Zeuge, der wegen seines Alters,
wegen Krankheit oder Gebrechlichkeit oder aus
sonstigen erheblichen Gründen nicht in der Lage ist,
vor Gericht zu erscheinen, kann unter Verwendung
technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildüber-
tragung vernommen werden.

(2) Ein Zeuge, der wegen seines Aufenthalts im
Ausland nicht in der Lage oder nicht willens ist, vor
Gericht zu erscheinen, kann in gleicher Weise
vernommen werden, sofern die zuständige ausländi-
sche Behörde Rechtshilfe leistet."

36. Dem § 250 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Bei der Vernehmung von Zeugen, die nach
§ 152 Abs. 1 Z 2 oder 3 von der Verbindlichkeit zur
Ablegung eines Zeugnisses befreit sind, die durch
die strafbare Handlung in ihrer Geschlechtssphäre
verletzt worden sein könnten oder deren Angaben
zur Person unterbleiben (§ 166 a), ist § 162 a
sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß die
für den Untersuchungsrichter erteilten Vorschriften
vom Vorsitzenden zu beobachten sind. In diesem
Fall ist auch den bei der Befragung nicht
anwesenden Mitgliedern des Gerichtshofs Gelegen-
heit zu geben, die Vernehmung des Zeugen
mitzuverfolgen und den Zeugen zu befragen."

37. § 252 wird wie folgt geändert:

a) Der Eingang des Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Gerichtliche und sonstige amtliche Proto-
kolle über die Vernehmung von Mitbeschuldigten
und Zeugen, andere amtliche Schriftstücke, in
denen Aussagen von Zeugen oder Mitbeschuldigten
festgehalten worden sind, Gutachten von Sachver-
ständigen sowie technische Aufzeichnungen über
die Vernehmung von Zeugen (§ 162 a) dürfen bei
sonstiger Nichtigkeit nur in folgenden Fällen
verlesen oder vorgeführt werden:"

b) Im Abs. 1 wird nach der Z 2 folgende Z 2 a
eingefügt:

„2 a. wenn Zeugen die Aussage berechtigt
verweigern (§ 152) und die Parteien
Gelegenheit hatten, sich an einer gerichtli-
chen Vernehmung zu beteiligen (§§ 162 a,
247);"

c) Folgender Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Die Bestimmungen des Abs. 1 dürfen bei
sonstiger Nichtigkeit nicht umgangen werden."

38. Dem § 258 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Bei der Beurteilung der Aussage eines
Zeugen, dem nach §166 a gestattet worden ist,
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bestimmte Fragen nicht zu beantworten, ist
insbesondere zu prüfen, ob dem Gericht und den
Parteien ausreichend Gelegenheit geboten war, sich
mit der Glaubwürdigkeit des Zeugen und der
Beweiskraft seiner Aussage auseinanderzusetzen."

39. Im § 268 entfallen der Abs. 2 und die
Absatzbezeichnung „(1)".

39 a. § 270 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 werden die Worte „vierzehn Tagen"
durch die Worte „vier Wochen" ersetzt.

b) Abs. 3 entfällt; Abs. 4 erhält die Absatzbezeich-
nung „(3)".

40. Im § 276 a treten im zweiten Satz an die Stelle
der Worte „ein Monat verstrichen ist" die Worte
„zwei Monate verstrichen sind".

41. § 281 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In der Z 3 werden im Klammerausdruck nach
dem § 120 der § 149 c Abs. 3 und nach dem § 250
der § 252 eingefügt.

b) In der Z 4 hat der letzte Halbsatz zu lauten:

„deren Beobachtung durch grundrechtliche Vor-
schriften, insbesondere durch Axt. 6 der Europäi-
schen Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958,
oder sonst durch das Wesen eines die Strafverfol-
gung und die Verteidigung sichernden, fairen
Verfahrens geboten ist;"

42. § 285 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 werden im ersten Satz die Worte
„vierzehn Tagen" jeweils durch die Worte „vier
Wochen" ersetzt.

b) Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Gegenausführung ist dem Beschwerde-
führer zuzustellen. Danach sind alle Akten an den
Obersten Gerichtshof zu senden, der darüber zu
entscheiden hat."

c) Abs. 3 entfällt.

43. Im § 292 treten an die Stelle des ersten und
zweiten Satzes folgende Sätze:

„Das Verfahren auf Grund einer zur Wahrung des
Gesetzes ergriffenen Nichtigkeitsbeschwerde rich-
tet sich im allgemeinen nach den in den §§ 286
Abs. 1 bis 3 und 287 bis 291 enthaltenen
Vorschriften. Dem Angeklagten (Verurteilten) oder
seinem Verteidiger ist eine Gleichschrift der
Nichtigkeitsbeschwerde mit dem Bedeuten mitzu-
teilen, daß er sich binnen einer festzusetzenden
angemessenen Frist hiezu äußern könne; vom
Gerichtstag ist er mit der Bemerkung in Kenntnis zu
setzen, daß es ihm freistehe zu erscheinen. Ist der
Aufenthaltsort des Angeklagten nicht bekannt und
ohne besonderen Verfahrensaufwand nicht feststell-
bar, so kann die Zustellung an ihn unterbleiben."

44. § 294 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 2 werden im zweiten Satz die Worte
„vierzehn Tagen" jeweils durch die Worte „vier
Wochen" ersetzt und entfällt der dritte Satz.

b) Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Gegenausführung ist dem Beschwerde-
führer zuzustellen. Danach sind alle Akten dem
Gerichtshof zweiter Instanz vorzulegen, der über
die Berufung nur dann in nichtöffentlicher Sitzung
berät, wenn der Berichterstatter oder der Ober-
staatsanwalt beantragt, die Berufung aus einem der
im folgenden Absatz angeführten Gründe zurück-
zuweisen."

45. Im § 323 Abs. 2 werden nach dem ersten Satz
folgende Sätze eingefügt:

„Er bespricht mit den Geschworenen das Wesen der
freien Beweiswürdigung (§ 258 Abs. 2). Ist einem
Zeugen nach § 166 a gestattet worden, bestimmte
Fragen nicht zu beantworten, so fordert der
Vorsitzende die Geschworenen auf, insbesondere
zu prüfen, ob ihnen und den Parteien ausreichend
Gelegenheit geboten war, sich mit der Glaubwür-
digkeit des Zeugen und der Beweiskraft seiner
Aussage auseinanderzusetzen."

46. Im § 344 tritt an die Stelle des Klammeraus-
druckes „(§§ 280 bis 296)" der Klammerausdruck
„(§§ 280 bis 296 a)".

47. § 345 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 Z 4 werden im Klammerausdruck
nach dem § 120 der § 149 c Abs. 3 und nach dem
§ 250 der § 252 eingefügt.

b) In der Z 5 hat der letzte Halbsatz zu lauten:

„deren Beobachtung durch grundrechtliche Vor-
schriften, insbesondere durch Art. 6 der Europäi-
schen Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958,
oder sonst durch das Wesen eines die Strafverfol-
gung und die Verteidigung sichernden, fairen
Verfahrens geboten ist;"

48. § 362 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Oberste Gerichtshof kann in solchen
Fällen auch sofort ein neues Urteil schöpfen, mit
dem der Beschuldigte freigesprochen oder ein
milderer Strafsatz auf ihn angewendet wird; hiefür
ist jedoch Einstimmigkeit erforderlich. Der Freige-
sprochene kann die Veröffentlichung des Erkennt-
nisses verlangen."

49. Im XX. Hauptstück hat der II. Abschnitt
(§ 364 samt Überschrift) zu lauten :

„II. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

§ 364. (1) Gegen die Versäumung der Frist zur
Anmeldung, Ausführung oder Erhebung eines
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Rechtsmittels oder Rechtsbehelfs ist dem Beschul-
digten, gegen die Versäumung der im § 46 Abs. 3
angeführten Verfahrenshandlungen ist dem Privat-
ankläger die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
zu bewilligen, sofern sie

1. nachweisen, daß es ihnen durch unvorherseh-
bare oder unabwendbare Ereignisse unmög-
lich war, die Frist einzuhalten oder die
Verfahrenshandlung vorzunehmen, es sei
denn, daß ihnen oder ihren Vertretern ein
Versehen nicht bloß minderen Grades zur Last
liegt,

2. die Wiedereinsetzung innerhalb von vierzehn
Tagen nach dem Aufhören des Hindernisses
beantragen und

3. die versäumte schriftliche Verfahrenshandlung
zugleich mit dem Antrag nachholen.

(2) Über die Wiedereinsetzung entscheidet:
1. im Falle des § 46 Abs. 3 das Gericht, bei dem

die Verfahrenshandlung versäumt wurde ;
2. im Falle des Einspruchs gegen das Abwesen-

heitsurteil eines Bezirksgerichts oder gegen die
Strafverfügung das Bezirksgericht;

3. in allen anderen Fällen das Gericht, dem die
Entscheidung über das Rechtsmittel oder den
Rechtsbehelf zusteht.

(3) Der Antrag ist bei dem Gericht einzubringen,
bei dem die Verfahrenshandlung versäumt wurde.
Das Gericht stellt ihn dem Gegner zur Äußerung
binnen vierzehn Tagen zu und legt die Akten, sofern
es nicht selbst zur Entscheidung berufen ist, nach
Ablauf dieser Frist dem zuständigen Gerichtshof
vor.

(4) Dem Antrag kommt aufschiebende Wirkung
nicht zu; das Gericht, bei dem der Antrag
einzubringen ist, kann aber die Vollstreckung
hemmen, sofern dies nach den Umständen des Falles
angemessen erscheint. Wird die Wiedereinsetzung
bewilligt, so sind die Folgen des Versäumnisses zu
beseitigen und das Verfahren fortzusetzen.

(5) Gegen einen Beschluß nach Abs. 2 2 1 steht
dem Beschuldigten und dem Privatankläger, gegen
einen abweisenden Beschluß eines Bezirksgerichts
nach Abs. 2 Z 2 steht dem Beschuldigten die binnen
vierzehn Tagen einzubringende Beschwerde zu. Im
übrigen ist eine Beschwerde gegen Beschlüsse, mit
denen über die Wiedereinsetzung entschieden wird,
nicht zulässig.

(6) Gegen die Versäumung der Frist für einen
Wiedereinsetzungsantrag (Abs. 1 Z 2) ist eine
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht
zulässig."

50. Im § 373 a Abs. 4 entfällt der erste Satz.

51. § 393 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Zu diesen Auslagen gehören auch die Kosten eines
Dolmetschers, soweit dessen Beiziehung zu den

Besprechungen zwischen dem Verteidiger und dem
Beschuldigten notwendig war; solche Kosten sind
bis zu dem Ausmaß zu vergüten, das sich in
sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des
Gebührenanspruchsgesetzes 1975 ergibt."

b) Folgender neuer Abs. 3 wird eingefügt:

„(3) Dem Pflichtverteidiger (§ 42 Abs. 2) gebührt
für seine Tätigkeit eine von Amts wegen auszuzah-
lende Entlohnung von 2 500 S, mit der auch die
Barauslagen abgegolten sind, zuzüglich der darauf
entfallenden Umsatzsteuer. Schreitet bei der Haft-
verhandlung ein anderer Verteidiger für den
Beschuldigten ein, so steht dem Pflichtverteidiger
für seine Tätigkeit die Hälfte des angeführten
Betrages zu. Wird der Beschuldigte verurteilt und
gemäß § 389 zum Kostenersatz verpflichtet, so hat
er die Kosten des bei der Haftverhandlung
einschreitenden Pflichtverteidigers zu ersetzen, es
sei denn, daß die Voraussetzungen des § 41 Abs. 2
vorliegen."

c) Die bisherigen Abs. 3 und 4 erhalten die
Absatzbezeichnungen „(4)" und „(5)".

52. § 393 a wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 werden die Beträge von 20 000 S,
10 000 S und 5 000 S durch die Beträge von
60 000 S, 30 000 S und 15 000 S ersetzt und wird
der Punkt am Ende der Z 3 durch einen Beistrich
ersetzt; folgende Z 4 wird angefügt:

„4. im Verfahren vor den Bezirks-
gerichten 5 000 S."

b) Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Wird ein Angeklagter in einem Strafverfah-
ren, in dem die Vertretung durch einen Verteidiger
in der Hauptverhandlung zwingend vorgeschrieben
war (§41 Abs. 1 Z 1 und 2), lediglich einer in die
Zuständigkeit der Bezirksgerichte fallenden strafba-
ren Handlung für schuldig erkannt, so gebührt ihm
ein angemessener Teil des im Fall eines Freispruches
oder einer Einstellung nach Abs. 1 Z 1, 2 oder 3
zustehenden Betrages."

c) Dem Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

„Der Ersatzanspruch steht auch dann nicht zu,
wenn die Strafbarkeit der Tat aus Gründen entfällt,
die erst nach Einbringung der Anklageschrift oder
des Antrages auf Bestrafung eingetreten sind."

d) Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Der Antrag ist bei sonstigem Ausschluß
innerhalb von drei Jahren nach der Entscheidung
oder Verfügung zu stellen."

53. § 414 a hat zu lauten:

„§414 a. Unter den im § 149 a angeführten
Voraussetzungen kann das Gericht die Überwa-
chung eines Fernmeldeverkehrs einschließlich der
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Aufnahme und schriftlichen Aufzeichnung seines
Inhalts anordnen, wenn zu erwarten ist, daß
dadurch der Aufenthaltsort des flüchtigen oder
abwesenden Beschuldigten ausgeforscht werden
kann. Die §§ 149 b und 149 c sind sinngemäß
anzuwenden."

54. Im XXIV. Hauptstück entfällt der II. Ab-
schnitt (§421 und die davorstehende Überschrift).

55. Im XXIV. Hauptstück tritt an die Stelle der
Bezeichnung „III." des Abschnittes „Ungehorsam-
verfahren gegen Abwesende und Flüchtige" die
Abschnittsbezeichnung „II.".

56. Die §§ 422 bis 426 entfallen.

57. Im § 427 entfallen im Abs. 1 und 2 jeweils der
letzte Satz.

57 a. Im § 429 Abs. 5 hat der erste Satz zu lauten:

„Über die Zulässigkeit der vorläufigen Anhaltung
ist in sinngemäßer Anwendung der §§ 179 bis 182,
193 und 194 zu entscheiden; die §§ 41 und 42 gelten
sinngemäß."

58. Im § 447 entfallen der zweite Absatz und die
Absatzbezeichnung „(1)".

58 a. Im §451 Abs. 1 treten an die Stelle des
zweiten Satzes folgende Sätze:

„Es genügt ein schriftlicher Antrag des Anklägers
auf Bestrafung des Beschuldigten, der die im § 207
Abs. 2 Z 1 bis 4 angeführten Angaben zu enthalten
hat. Im Antrag sind ferner die Beweismittel
anzugeben, deren sich der Ankläger bedienen will.
Der Antrag ist in so vielen Ausfertigungen zu
überreichen, daß jedem der Beschuldigten eine
Ausfertigung zugestellt und eine bei den Akten
zurückbehalten werden kann; er ist dem Beschul-
digten unverzüglich zuzustellen."

59. § 452 wird wie folgt geändert:

a) Folgende Z 1 a wird eingefügt:

„1 a. Im Fall des § 175 Abs. 1 Z 1 darf der
Verdächtige festgenommen und für den unbedingt
erforderlichen Zeitraum, längstens aber sechs
Stunden, angehalten werden, wenn seine Identität
sonst nicht festgestellt werden kann."

b) In der Z 3 entfallen der zweite und dritte Satz.

c) Die Z 7 entfällt.

59 a. § 454 wird wie folgt geändert:

a) Im ersten Satz entfallen die Worte: „die
wesentlichen Tatsachen der ihm zur Last gelegten
strafbaren Handlung und".

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Ferner ist der Beschuldigte in der Vorladung über
sein Recht, sich eines Verteidigers zu bedienen
(§ 39), und über die Voraussetzungen der Beige-

bung eines Verteidigers nach §41 Abs. 2 zu
belehren."

59 b. § 455 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Vorladung zur Hauptverhandlung ist so
einzurichten, daß dem Beschuldigten, sofern dieser
nicht selbst einer Abkürzung der Frist zustimmt, ab
der Zustellung der Vorladung eine Frist von
wenigstens drei Tagen zur Vorbereitung seiner
Verteidigung bleibt."

b) Der Abs. 2 entfällt; der bisherige Abs. 3 erhält
die Absatzbezeichnung „(2)".

59 c. § 458 Abs. 6 entfällt.

60. Im § 460 entfallen der Abs. 2 und die
Absatzbezeichnung „(1)".

61. § 462 hat zu lauten:

„§ 462. (1) Gegen die Strafverfügung können der
Staatsanwalt und der Beschuldigte binnen vierzehn
Tagen Einspruch erheben. In diesem Fall ist das
ordentliche Verfahren einzuleiten.

(2) Die Strafverfügung ist zunächst dem öffentli-
chen Ankläger mitzuteilen. Erhebt dieser keinen
Einspruch, so sind Ausfertigungen der Strafverfü-
gung dem Beschuldigten und, falls er einen
Verteidiger hat, auch diesem zuzustellen; in diesem
Fall richtet sich die Frist für den Einspruch nach der
zuletzt bewirkten Zustellung."

62. Dem § 466 Abs. 1 werden folgende Sätze
angefügt:

„Ein Verzicht auf die Berufung, der unmittelbar
nach der Verkündung des Urteils ohne Beisein eines
Verteidigers abgegeben wird, ist ohne Wirkung.
Dies gilt ebenso für einen Verzicht auf die
Beschwerde gegen einen gemeinsam mit dem Urteil
verkündeten Beschluß nach den §§ 494 und 494 a."

63. § 467 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 werden im ersten Satz die Worte
„vierzehn Tagen" jeweils durch die Worte „vier
Wochen" ersetzt und entfällt der letzte Satz.

b) Im Abs. 5 hat der dritte Satz zu lauten:

„Die Gegenausführung ist dem Beschwerdeführer
zuzustellen; danach sind alle Akten dem Gerichts-
hof erster Instanz vorzulegen."

64. Im § 468 Abs. 1 Z 3 werden im Klammeraus-
druck nach dem § 120 der § 149 c Abs. 3, nach dem
§ 170 die §§ 250, 252, 260 und nach dem § 271 der
§ 439 Abs. 1 und 2 eingefügt.

65. Dem § 484 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Der Untersuchungsrichter oder der Einzel-
richter hat eine Ausfertigung des Strafantrages
unverzüglich dem Beschuldigten zuzustellen. Lie-
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gen die Voraussetzungen des § 41 Abs. 1 Z 2 vor, so
ist dem Beschuldigten zugleich mitzuteilen, daß er
für die Hauptverhandlung eines Verteidigers
bedürfe."

65 a. § 485 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 entfällt die Z 1.

b) Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Über Anträge auf Verhaftung des Beschul-
digten oder auf Verhängung oder Fortsetzung der
Untersuchungshaft entscheidet der Einzelrichter
unter sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen
der §§ 176, 179 bis 182, 190, 193 und 194."

65 b. § 486 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Gegen eine Entscheidung der Ratskammer,
womit das Verfahren eingestellt wird, steht dem
Ankläger die binnen vierzehn Tagen einzubrin-
gende Beschwerde an den Gerichtshof zweiter
Instanz zu."

66. § 488 2 1 wird wie folgt geändert:

a) Der erste und der dritte Satz entfallen.

b) Im letzten Satz tritt an die Stelle der Zitierung
des § 41 Abs. 4 die 2itierung des § 41 Abs. 1 2 2.

67. § 494 a wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 2 werden im ersten Satz die Worte
„neun Monaten" durch die Worte „einem Jahr"
ersetzt.

b) Im Abs. 4 entfällt der letzte Satz.

c) Der Abs. 5 entfällt; die Abs. 6, 7 und 8 erhalten
die Absatzbezeichnungen „(5)", „(6)" und „(7)".

68. § 498 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 2 werden nach dem zweiten Satz
folgende Sätze eingefügt:

„Meldet der Rechtsmittelwerber binnen drei Tagen
nach mündlicher Verkündung des Beschlusses die
Beschwerde an, so ist ihm eine Abschrift des
Beschlusses zuzustellen. In diesem Fall kann er die
Beschwerde binnen vierzehn Tagen nach 2ustellung
näher ausführen. Die Beschwerde ist dem Gegner
mit dem Bedeuten mitzuteilen, daß er binnen
vierzehn Tagen eine Gegenausführung überreichen
könne."

b) Im Abs. 3 tritt an die Stelle des Klammeraus-
drucks „(§ 494)" im ersten Satz der Klammeraus-
druck „(§§ 494 und 494 a)".

c) Im Abs. 3 wird nach dem zweiten Satz
folgender Satz eingefügt:

„Im übrigen ist eine zugunsten des Angeklagten
ergriffene Berufung wegen des Ausspruchs über die
Strafe auch als Beschwerde gegen den Beschluß zu
betrachten."

69. § 502 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) § 177 Abs. 2 bis 4 gilt dem Sinne nach."

70. Die Worte „Geschworner", „Geschwornen-
bank" und „Geschwornengericht" werden in allen
Formen und Verbindungen durch die Worte
„Geschworener", „Geschworenenbank" und „Ge-
schworenengericht" ersetzt.

Artikel II

Änderungen des Jugendgerichtsgesetzes

Das Jugendgerichtsgesetz 1988, BGBl. Nr. 599,
wird wie folgt geändert:

1. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 entfällt der letzte Satz.

b) Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Ermittlung der für die Entscheidung
über die Untersuchungshaft maßgeblichen Um-
stände kann insbesondere auch durch Organe der
Jugendgerichtshilfe erfolgen; diese sind den Haft-
verhandlungen nach Möglichkeit beizuziehen."

c) Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Ein jugendlicher Beschuldigter ist jedenfalls
zu enthaften, wenn er sich schon drei Monate,
handelt es sich jedoch um ein Verbrechen, das in die
2uständigkeit des Schöffengerichtes oder des
Geschworenengerichtes fällt, schon ein Jahr in
Untersuchungshaft befindet, ohne daß die Haupt-
verhandlung begonnen hat. Im zuletzt genannten
Fall darf die Untersuchungshaft über sechs Monate
hinaus nur dann aufrechterhalten oder fortgesetzt
werden, wenn dies wegen besonderer Schwierigkei-
ten oder besonderen Umfangs der Untersuchung im
Hinblick auf das Gewicht des Haftgrundes
unvermeidbar ist."

d) Im Abs. 4 werden nach dem Wort „Bewäh-
rungshelfer" die Worte „und der Jugendwohlfahrts-
träger" eingefügt:

2. § 37 hat zu lauten:

„§37. (1) Der Befragung eines angehaltenen
Jugendlichen zur Sache durch ein Organ des
öffentlichen Sicherheitsdienstes und seiner förmli-
chen Vernehmung durch die Sicherheitsbehörde
oder das Gericht ist auf Verlangen des Jugendlichen
eine Vertrauensperson beizuziehen, sofern damit
keine unangemessene Verlängerung der Anhaltung
verbunden wäre. Über dieses Recht ist der
Jugendliche nach der Festnahme unverzüglich zu
belehren.

(2) Als Vertrauensperson des Jugendlichen
kommen sein gesetzlicher Vertreter, ein Erzie-
hungsberechtigter, ein Angehöriger, ein Lehrer, ein
Erzieher oder ein Vertreter des Jugendwohlfahrts-
trägers, der Jugendgerichtshilfe oder der Bewäh-
rungshilfe in Betracht.
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(3) Als Vertrauensperson kann ausgeschlossen
werden, wer der Mitwirkung an der strafbaren
Handlung verdächtig oder am Verfahren beteiligt
ist."

3. § 38 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 2 wird im ersten Satz nach den Worten
„die Haft verhängt" die Wendung „ , fortgesetzt"
eingefügt.

b) Im Abs. 3 treten an die Stelle des zweiten
Satzes folgende Sätze:

„Die Frist zur Erhebung von Rechtsmitteln läuft für
den gesetzlichen Vertreter von dem Tag, an dem die
Frist für den Jugendlichen beginnt. Ist dem
gesetzlichen Vertreter die Entscheidung bekanntzu-
machen, so läuft sie von dem Tag, an dem sie ihm
eröffnet wird, es sei denn, daß die Entscheidung in
einer mündlichen Verhandlung ergangen ist, an
welcher der gesetzliche Vertreter trotz ordnungsge-
mäßer Benachrichtigung nicht teilgenommen hat."

4. § 39 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 hat die Z 2 zu lauten:

„2. im bezirksgerichtlichen Verfahren, wenn und
solange sich der Jugendliche in Untersu-
chungshaft befindet oder dies sonst im
Interesse der Rechtspflege, vor allem zur
Wahrung der Rechte des Jugendlichen,
notwendig oder zweckmäßig ist."

b) Im Abs. 2 werden nach dem Wort „wenn" die
Worte „sich der Jugendliche nicht in Untersu-
chungshaft befindet und" eingefügt.

Artikel III

Änderung des Finanzstrafgesetzes

Im Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr. 129/1958, zu-
letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 449/1992, hat im § 199 Abs. 2 der erste Satz zu
lauten:

„Für den Wirtschaftstreuhänder gelten § 39 Abs. 1
und 2, § 40, § 44 Abs. 2 und § 45 StPO sinngemäß."

Artikel IV

Inkrafttreten und Schlußbestimmungen

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1994 in
Kraft, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt
wird.

(2) Änderungen der Voraussetzungen für die
Erhebung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen
sowie der Zuständigkeit und des Verfahrens zur
Entscheidung hierüber haben keinen Einfluß, wenn
die betroffene Entscheidung des Gerichts vor dem
1. Jänner 1994 ergangen ist. Entscheidungen der

Ratskammer und des Gerichtshofes zweiter Instanz
auf Fortsetzung der Untersuchungshaft, die nach
dem 31. Dezember 1993 auf Grund der vor dem
1. Jänner 1994 geltenden Rechtslage ergehen, lösen
eine Haftfrist von zwei Monaten aus.

(3) Der neu gefaßte § 181 StPO (Haftfristen) ist
auf Beschlüsse, mit denen vor dem 1. Jänner 1994
die Untersuchungshaft verhängt oder aufrechterhal-
ten wurde, sofern sich der Beschuldigte an diesem
Tag noch in Haft befindet, mit der Maßgabe
anzuwenden, daß

1. das Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes am
1. Jänner 1994 eine Haftfrist von 2 Monaten
auslöst, die somit am 28. Februar 1994 endet;

2. ein Verzicht des Beschuldigten auf die
Durchführung einer bevorstehenden Haftver-
handlung jedenfalls zulässig ist, in welchem
Fall der Beschluß über die Aufhebung oder
Fortsetzung der Untersuchungshaft schriftlich
ergehen kann.

(4) Bei Personen, die sich am 1. Jänner 1994 in
Untersuchungshaft befinden, ist im Hinblick auf die
Bestellung eines Verteidigers ohne Verzug im Sinne
des neu gefaßten § 41 Abs. 3 und 4 StPO
vorzugehen.

(5) Die neu gefaßten §§ 194 StPO und 35 Abs. 3
JGG (Höchstdauer der Untersuchungshaft) sind
auch in Fällen anzuwenden, in denen die Untersu-
chungshaft vor dem 1. Jänner 1994 verhängt wurde.
Beschlüsse des Gerichtshofes zweiter Instanz über
eine Verlängerung der Höchstdauer der Untersu-
chungshaft nach den bisherigen §§ 193 Abs. 4 StPO
und 35 Abs. 3 JGG verlieren ihre Wirksamkeit.

(6) Die neu gefaßten §§ 270 Abs. 1, 285 Abs. 1,
294 Abs. 2 und 467 Abs. 1 StPO (Fristen für die
Ausfertigung des Urteils sowie die Ausführung der
Nichtigkeitsbeschwerde und der Berufung) sind
anzuwenden, wenn das betroffene Urteil nach dem
31. Dezember 1993 verkündet wird.

(7) Der neu gefaßte § 364 StPO (Wiedereinset-
zung) ist anzuwenden, wenn die Versäumung nach
dem 31. Dezember 1993 eingetreten ist.

(8) Die neu gefaßten §§ 8 Abs. 3 erster Satz, 9
Abs. 1 Z 1, 451, 454 und 455 StPO (Änderungen der
sachlichen Zuständigkeit der Gerichte und des
Strafantrags beim Bezirksgericht) treten mit 1. Ok-
tober 1993, die neu gefaßten §§ 451 und 454 StPO
(schriftlicher Strafantrag beim Bezirksgericht) tre-
ten jedoch in Strafverfahren wegen Vergehen, für
die keine Freiheitsstrafe angedroht ist, deren
Höchstmaß sechs Monate übersteigt, erst mit
1. April 1994 in Kraft. Die Änderungen der
sachlichen Zuständigkeit haben auf vor dem
1. Oktober 1993 anhängige Strafverfahren keinen
Einfluß. Ist jedoch vor dem 1. Oktober 1993 ein
Strafantrag noch nicht eingebracht worden, so ist
dieser beim nunmehr zuständigen Gericht einzu-
bringen. Dieses Gericht ist auch zuständig, wenn
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nach dem 30. September 1993 ein Urteil infolge
einer Nichtigkeitsbeschwerde, Berufung oder Wie-
deraufnahme des Strafverfahrens oder infolge eines
Einspruches aufgehoben wird.

(9) Verweisungen in diesem Bundesgesetz auf
andere Rechtsvorschriften des Bundes sind als
Verweisungen auf die jeweils geltende Fassung zu
verstehen. Wird in anderen Bundesgesetzen auf
Bestimmungen verwiesen, an deren Stelle mit dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes neue Bestim-
mungen wirksam werden, so sind diese Verweisun-
gen auf die entsprechenden neuen Bestimmungen zu
beziehen.

Klestil

Vranitzky

527. Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetz-
buch im Zusammenhang mit der Geldwäscherei

geändert wird (Strafgesetznovelle 1993)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Strafgesetzbuch, BGBl. Nr. 60/1974, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 628/1991, wird wie folgt geändert:

1. § 164 hat zu lauten:

„§ 164. (1) Wer den Täter einer mit Strafe
bedrohten Handlung gegen fremdes Vermögen
nach der Tat dabei unterstützt, eine Sache, die
dieser durch sie erlangt hat, zu verheimlichen oder
zu verwerten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessät-
zen zu bestrafen.

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine solche Sache
kauft, sonst an sich bringt oder einem Dritten
verschafft.

(3) Wer eine Sache im Wert von mehr als 25 000 S
verhehlt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu
bestrafen.

(4) Wer eine Sache im Wert von mehr als
500 000 S verhehlt oder wer die Hehlerei gewerbs-
mäßig betreibt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Ebenso ist
der Hehler zu bestrafen, wenn die mit Strafe
bedrohte Handlung, durch die die Sache erlangt
worden ist, aus einem anderen Grund als wegen
gewerbsmäßiger Begehung mit einer Freiheitsstrafe

bedroht ist, die fünf Jahre erreicht oder übersteigt,
und der Hehler die Umstände kennt, die diese
Strafdrohung begründen."

2. An die Stelle des § 165 und seiner Überschrift
tritt folgende Bestimmung:

„Geldwäscherei

§ 165. (1) Wer Vermögensbestandteile im Wert
von mehr als 100 000 S, die aus dem Verbrechen
eines anderen herrühren, verbirgt oder ihre
Herkunft verschleiert, insbesondere indem er im
Rechtsverkehr über den Ursprung oder die wahre
Beschaffenheit dieser Vermögensbestandteile, das
Eigentum oder sonstige Rechte an ihnen, die
Verfügungsbefugnis über sie, ihre Übertragung oder
darüber, wo sie sich befinden, falsche Angaben
macht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder
mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer wissentlich solche
Vermögensbestandteile an sich bringt, verwahrt,
anlegt, verwaltet, umwandelt, verwertet oder einem
Dritten überträgt.

(3) Wer die Tat in bezug auf einen 500 000 S
übersteigenden Wert oder als Mitglied einer Bande
begeht, die sich zur fortgesetzten Geldwäscherei
verbunden hat, ist mit Freiheitsstrafe von sechs
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

(4) Ein Vermögensbestandteil rührt aus einem
Verbrechen her, wenn ihn der Täter des Verbre-
chens durch die Tat erlangt oder für ihre Begehung
empfangen hat oder wenn sich in ihm der Wert des
ursprünglich erlangten oder empfangenen Vermö-
genswertes verkörpert."

3. Nach dem § 165 wird folgender § 165 a
eingefügt:

„Tätige Reue

§ 165 a. (1) Wegen Geldwäscherei ist nicht zu
bestrafen, wer freiwillig und bevor die Behörde
(§ 151 Abs. 3) von seinem Verschulden erfahren hat,
durch Mitteilung an die Behörde oder auf andere
Weise die Sicherstellung wesentlicher Vermögens-
bestandteile, auf die sich die Geldwäscherei bezogen
hat, bewirkt.

(2) Wenn ohne Zutun des Täters wesentliche
Vermögensbestandteile, auf die sich die Geldwä-
scherei bezogen hat, sichergestellt werden, ist der
Täter nicht zu bestrafen, wenn er sich in Unkenntnis
dessen freiwillig und ernstlich um die Sicherstellung
bemüht hat."

4. Im § 167 Abs. 1 tritt nach dem Wort
„Vollstreckungsvereitelung" an die Stelle des
Beistrichs das Wort „und"; die Worte „und
fahrlässigen Ansichbringens, Verheimlichens oder
Verhandeins von Sachen" entfallen.
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5. Im § 278 Abs. 1 wird nach dem Ausdruck
„Erpressungen (§ 144)," der Ausdruck „Geldwä-
scherei (§ 165)," eingefügt.

6. Nach dem § 278 wird folgender § 278 a
eingefügt:

„Kriminelle Organisation

§ 278 a. (1) Wer eine Organisation gründet,
deren Zweck oder Tätigkeit, wenn auch nicht
ausschließlich, auf die fortgesetzte Begehung im
§ 278 Abs. 1 genannter oder nach § 12 des
Suchtgiftgesetzes 1951 strafbarer Handlungen
gerichtet ist, oder sich an einer solchen Organisation
als Mitglied beteiligt, ist mit Freiheitsstrafe von
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.
§ 278 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Wer wissentlich Bestandteile des Vermögens
einer kriminellen Organisation in deren Auftrag
oder Interesse an sich bringt, verwahrt, anlegt,
verwaltet, umwandelt, verwertet oder einem Dritten
überträgt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren,
wer die Tat in bezug auf einen 500 000 S
übersteigenden Wert begeht, mit Freiheitsstrafe von
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.
§ 165 a gilt entsprechend."

Artikel II

Inkrafttreten und Schlußbestimmungen

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober 1993
in Kraft.

(2) Wird in anderen Bundesgesetzen auf
Bestimmungen verwiesen, an deren Stelle mit dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes neue Bestim-
mungen wirksam werden, so sind diese Verweisun-
gen auf die entsprechenden neuen Bestimmungen zu
beziehen.

Klestil

Vranitzky

5 2 8 . Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz
über vorübergehende Maßnahmen für die
Anhaltung in Untersuchungshaft und im

Strafvollzug geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz, mit dem vorübergehende
Maßnahmen für die Anhaltung in Untersuchungs-
haft und im Strafvollzug getroffen werden, BGBl.
Nr. 467/1992, wird wie folgt geändert:

Im Art. III tritt an die Stelle des für das
Außerkrafttreten bestimmten „31. Juli 1993" der
„31. Juli 1995".

Klestil

Vranitzky


